
Dr. Seifert (PDS):

Da Sie sich als Abgeordneter hier zu Wort gemeldet haben, 
spreche ich Sie mit „Herr Kollege“ an. Herr Kollege, stimmen Sie 
mit mir überein, daß die Lähmung in der Bevölkerung, von der 
Sie gesprochen haben, davon ausgeht, daß von dieser Regierung 
nicht genügend Impulse ausgehen?

Reichenbach, Minister im Amt des Ministerpräsidenten:
Nein, ich stimme hier nicht mit Ihnen überein. Ich gehe jede 

Wette ein und bin hier voll der Meinung, daß, unabhängig, wel­
che Regierung hier ist, diese Lähmung generell ist. Dieser Um­
schwung in unserem Land kann nicht nur einer Regierung ange­
lastet werden, egal, ob sie schlecht oder ob sie gut wäre. Dieser 
Umschwung ist ganz normal. Und diese Unsicherheit und diese 
Angst vor allem Neuen ist auch ganz normal, weil das mensch­
lich ist.

(Zwischenrufe von der SPD)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Noch eine Anfrage aus der SPD, Herr Reichenbach? - Bitte.

Abgeordneter der SPD:

—* Herr Minister, gehen Sie mit mir mit, daß dieser Umbruch, den 
wir ja gemeinsam gestalten wollen, ein Prozeß ist, und daß ein 
Prozeß natürlich immer mit einer Anfangsbedingung und einem 
Endzustand verknüpft ist, und daß in diesem Prozeß natürlich 
nicht alles gleich hundertprozentig klappen kann, und hat das 
Herr Krause als Fraktionsvorsitzender vielleicht berücksichtigt, 
als er die Fraktionskollegin Frau Hildebrandt angegriffen hat? 
Denn es ist ein Prozeß, in dem wir uns bewegen, und wir müssen 
ihn, verdammt nochmal, als Prozeß verstehen.

Reichenbach, Minister:

Ich gehe mit Ihnen mit, daß in jedem Prozeß Fehler gemacht 
werden können. Ich kann mir aber jetzt hier persönlich kein Ur­
teil über Herrn Dr. Krause, den ich übrigens sehr schätze, erlau­
ben,

(Zuruf vom Bündnis 90/Grüne: Wir ahnten es!)

ob er Frau Hildebrandt berechtigt angegriffen hat oder nicht. Da 
müssen Sie Herrn Krause fragen.

—Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Könnten Sie noch eine letzte Frage beantworten?

Dr. Meisel (Bündnis 90/Grüne):

Herr Minister, Sie sprachen von dem Wasserkopf in der Ver­
waltung. Ich habe in den Anlagen zum Haushaltsgesetz gelesen, 
daß im Wirtschaftsministerium Ihres CDU-Kollegen Pohl 4 000, 
mit den nachgeordneten Leuten über 12 000, Leute angestellt 
sind. Würden Sie mit mir übereinstimmen, daß dies ein beson­
ders klassisches Beispiel eines Wasserkopfes ist?

(Heiterkeit und Beifall, vor allem beim 
Bündnis 90/Grüne und bei der PDS)

Reichenbach, Minister:

Natürlich ist das ein riesengroßer Wasserkopf, aber wie hätten 
Sie uns als Wasserkopf behandelt, wenn der Herr Dr. Pohl 4 000 
Leute auf die Straße gesetzt hätte?

Und noch etwas dazu: Eine Zusammenführung von so viel 
Wirtschaftsministerien ist in so kurzer Zeit nicht so zu bewälti­
gen, daß wir den Wasserkopf abbauen. Aber es geht jetzt nicht 
nur um Wasserköpfe der Regierung, es geht um Verwaltung und 
Wasserköpfe insgesamt in unserem Lande.

(Bewegung im Saal)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Meine Damen und Herren, ich eröffne jetzt die Aussprache. 
Ich rufe als ersten Redner von der Fraktion der DSU den Abge­
ordneten Schwarz auf.

Schwarz für die Fraktion der DSU:

Ich begrüße die fröhlichen Wanderer von der SPD. Ich hoffe, 
sie bleiben bei meiner Rede noch ein bißchen drin. Außerdem: 
Nach der Rede von Frau Minister Hildebrandt bin ich mir jetzt 
der Zustimmung der SPD bei unserem Antrag recht sicher.

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Unser Teil 
Deutschlands bietet nicht nur auf dem Gebiet der Wirtschaft ein 
erschütterndes Bild. Eine exakte Bestandsaufnahme - wer sollte 
sie wohl machen können? - liegt noch immer nicht vor.

Das Ausmaß der Umweltschäden ist unvorstellbar; mit jedem 
neuen importierten oder geschenkten Meßgerät wächst die Be­
sorgnis der Bürger. Die wirtschaftliche Schubkraft der D-Mark 
hilft nur den Betrieben, die im Wettbewerb der freien Marktwirt­
schaft Schritt halten können.

(Wieso freie Marktwirtschaft? von der SPD)

Eine große Zahl von Wirtschaftsfunktionären der Vergangen­
heit ist unfähig, den riesigen Anforderungen gerecht zu werden. 
So machen sich Resignation und Fatalismus breit.

Und die vielen, die rangehen, die anpacken wollen, die Risikobe­
reitschaft zeigen wollen, die gutes Geld für gute Arbeit haben wol­
len, denen werden ganze Berge von Schwierigkeiten bereitet: kei­
ne Bereitstellung von Gewerberäumen, schleppende Abwicklung 
von Anträgen, Unverständnis und Entscheidungsarmut.

Von wem kann der ratlose, hilflose oder verängstigte Bürger 
wohl die Hilfe erwarten, die er benötigt? Sie muß kommen von 
denen, die er gewählt hat: von den Mitgliedern in diesem Hohen 
Hause, von den Parteien und ihren Programmen, also von de­
nen, die diese Probleme bewältigen müssen.

Machen wir endlich eine Analyse über unsere Arbeit hier im 
Parlament!

Wir, die Deutsche Soziale Union, sind fest überzeugt, daß der 
eingeschlagene Weg der einzig richtige ist. Weltweit erleben wir 
den Zusammenbruch der sozialistischen Idee. Albanien, China 
oder auch Kuba werden noch die bitteren Erfahrungen machen 
müssen.

Die Leute in diesem Land hier waren und sind politisch hell­
wach. Sie haben - das wage ich zu behaupten - einen schärferen 
politischen Blick als die Mehrzahl der Bundesbürger. Aber sie 
haben nicht die Erfahrungen und Kenntnisse und viele auch 
nicht den Mut und das Selbstvertrauen, aus dem Startkapital von 
4 000 DM etwas völlig Neues zu schaffen.

Und in diesem Zustand der Ratlosigkeit erlebt der Noch-DDR- 
Bürger ein Parlament, den Hoffnungsträger des März’, welches 
im vielen Paktieren unglaubwürdig und beschämend wirkt:

(Beifall bei der DSU)

eine hochintelligente Fraktion vom Bündnis 90/Grüne, die von 
ihrer alten Anhängerschar längst nicht mehr verstanden wird,
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(Unruhe und Zwischenrufe) (Was? vom Bündnis 90/Grüne)


